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1 Anlass und Zielsetzung der Arbeitsanleitung 
 

Infrastrukturinvestitionen, die eine erwartete Lebensdauer von mindestens fünf Jahren aufweisen, 
müssen gem. Art. 73 Abs. 2 Buchst. j) Verordnung (EU) 2021/1060 klimaverträglich sein. 
 

Die Sicherung der Klimaverträglichkeit ist ein Verfahren, das Maßnahmen zur Eindämmung des 
Klimawandels und zur Anpassung an seine Folgen in die Entwicklung von Infrastrukturprojekten 
einbezieht. Es schafft die Grundlage, Projekte für die Förderung auszuwählen, die mit dem Über-
einkommen von Paris und den Klimazielen der Europäischen Union bzw. den noch ambitionier-
teren Zielen von Deutschland bzw. der Bundesländer vereinbar sind. Das Verfahren ist in zwei 
Säulen (Eindämmung des Klimawandels bzw. Klimaneutralität, Anpassung an den Klimawandel 
bzw. Klimaresilienz) und zwei Phasen (Screening, detaillierte Analyse) untergliedert. Die detail-
lierte Analyse erfolgt vorbehaltlich des Ergebnisses der Screening-Phase, was zur Verringerung 
des Verwaltungsaufwands beiträgt. 
 

Diese Arbeitsanleitung regelt das Verfahren der Klimaverträglichkeitsprüfung für das sächsische 
EFRE/JTF-Programm 2021 - 2027. Sie entspricht dem in der Bund-Länder-AG Klimaverträglich-
keitsprüfung1 abgestimmten Eckpunktepapier.2 
 

Die Prüfung der Klimaverträglichkeit wird grundsätzlich auf Ebene des Projekts durchgeführt. 
Werden die Anforderungen durch entsprechende Vorgaben bereits auf Ebene der Förderrichtlinie 
/ Verwaltungsvorschrift erfüllt, so kann die Prüfung auch auf dieser Ebene abgeschlossen werden. 
Die Prüfung einschl. Prüfergebnis ist in diesem Fall durch den Fondsbewirtschafter zu dokumen-
tieren. 
 

Der Arbeitsanleitung ist ein Tool zur Klimaverträglichkeitsprüfung in Form einer Excel-Datei bei-
gefügt (Anlage 3). Es handelt sich dabei um ein Muster mit Mindestprüfinhalten, an dem bei Be-
darf Anpassungen entsprechend den spezifischen Bedingungen des jeweiligen Vorhabensbe-
reichs vorgenommen werden können. Dabei ist jedoch darauf zu achten, dass keiner der in der 
Arbeitsanleitung und dem Mustertool aufgeführten Prüfschritte entfällt.  
 

2 Definition von Infrastrukturen 
 

Die Klimaverträglichkeitsprüfung ist auf Infrastrukturen anzuwenden, die eine erwartete Lebens-
dauer von mindestens fünf Jahren aufweisen. Dabei wird entsprechend den Definitionen in den 
EU-Verordnungen sowie den Abstimmungen mit der Europäischen Kommission der traditionelle 
Infrastrukturbegriff zugrunde gelegt. 
 

In der Verordnung (EU) 2021/1060 wird zwischen Infrastrukturinvestitionen und produktiven In-
vestitionen unterschieden (siehe u. a. Art. 73 Abs. 2 Buchst. d) und j)). Im Rahmen der Klimaver-
träglichkeitsprüfung sind Infrastrukturinvestitionen zu überprüfen.  
 

In den Technischen Leitlinien der EU-Kommission für die Sicherung der Klimaverträglichkeit von 
Infrastrukturen im Zeitraum 2021 - 20273 ist die Unterscheidung zwischen Infrastrukturinvestitio-
nen und produktiven Investitionen nicht klar herausgearbeitet. Letztendlich können sie über den 
Rahmen, den die Verordnung vorgibt, jedoch nicht hinausgehen. 
 

Auf dieser Grundlage werden Infrastrukturinvestitionen wie folgt definiert: 
 

                                                      
1 Die AG Klimaverträglichkeitsprüfung setzte sich u. a. aus Vertretern der EFRE(/JTF)-Verwaltungsbehör-
den, des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) zusammen. Sie entwickelte im Zeit-
raum von März 2022 bis April 2023 Eckpunkte für die Prüfung bzw. Gewährleistung der Klimaverträglichkeit 
von EFRE- und JTF-Projekten. 
2 Förderspezifische Anpassungen erfolgten im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit des Verwaltungsauf-
wands bei der Umsetzung des sächsischen EFRE/JTF-Programms. 
3 Technische Leitlinien für die Sicherung der Klimaverträglichkeit von Infrastrukturen im Zeitraum 2021 - 
2027 vom 16.09.2021, Bekanntmachung der Europäischen Kommission (2021/C 373/01); im Folgenden 
Technische Leitlinien 2021 - 2027. 
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- Gebäude, die der Gesellschaft dienen, die die Grundlage der Besiedlung durch den Men-
schen bilden und zur Unterstützung wirtschaftlicher und gemeinschaftlicher Aktivitäten 
oder zur Daseinsvorsorge dienen, wie beispielsweise Schulen, Kitas, Bildungsstätten, 
Verwaltungsgebäude, Stadthallen, Sporthallen, Bibliotheken, medizinische Versorgungs-
einrichtungen, Krankenhäuser, Hochschulgebäude, Museen oder andere öffentliche oder 
soziale Einrichtungen; 

- naturbasierte Infrastrukturen im Kontext von Infrastrukturen, die für das Funktionieren von 
Wirtschaft und Gesellschaft von entscheidender Bedeutung sind, d. h. Umweltelemente, 
wie z. B. Gründächer, grüne Wände, grüne Räume, Entwässerungssysteme;  

- Netzinfrastrukturen, die für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft von ent-
scheidender Bedeutung sind, insbesondere Ver- und Entsorgungsinfrastruktur, Energie-
infrastrukturen (z. B. Netze, Kraftwerke, Pipelines), Verkehr (Anlagen wie Straßen, Schie-
nen, Häfen, Flughäfen oder Binnenschifffahrtsinfrastruktur, Lade- und Betankungsinfra-
struktur), Informations- und Kommunikationstechnologien (z. B. Mobilfunknetze, Daten-
leitungen, Datenzentren) und Wasser (z. B. (Ab-)Wasserleitungen, Speicherbecken, Ab-
wasserbehandlungsanlagen, Pumpwerke);  

- Anlagen zur Bewirtschaftung der von Unternehmen und Haushalten erzeugten Abfälle 
(Sammelstellen, Sortier- und Recyclinganlagen, Verbrennungsanlagen und Deponien);  

- sonstige materielle Vermögenswerte in einer größeren Bandbreite von Politikbereichen, 
die als Infrastruktur für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft von entschei-
dender Bedeutung sind, einschließlich Kommunikation, Notfalldiensten, Energie, Finan-
zen, Lebensmitteln, Regierung, Gesundheit, Bildung und Ausbildung, Forschung, Kata-
strophenschutz, Verkehr sowie Abfall, Abwasser oder Wasser. 

 
Produktive Investitionen4 sind nicht als Infrastrukturinvestitionen zu betrachten. Einzige Aus-
nahme bilden produktive Investitionen, die zu einer der oben genannten größeren Infrastrukturin-
vestitionen (z. B. Netze, Kraftwerke) führen. 
 

3 Prüfung und Sicherstellung der Klimaverträglichkeit 
 

Die Prüfung der Klimaverträglichkeit gliedert sich in zwei Säulen. Säule 1 untersucht, ob das zur 
Förderung vorgeschlagene Projekt mit den Klimazielen der EU in Einklang steht (Klimaneutrali-
tät). Säule 2 überprüft die Anpassung des geplanten Projekts an den Klimawandel (Klimaresili-
enz). 
 
3.1 Säule 1: Klimaneutralität 
 
3.1.1 Konzept 
 

Das Verfahren zur Prüfung des Projekts auf Vereinbarkeit mit dem Ziel der Klimaneutralität folgt 
grundsätzlich den Technischen Leitlinien 2021 - 2027. Die Prüfung findet im Kontext der weiteren 
umweltrelevanten Prüfungen statt und bindet diese ein.  
 
Das Verfahren gliedert sich in folgende Stufen, die im Anschluss erläutert werden. Die Bearbei-
tung erfolgt in der Regel durch den Antragsteller. Sofern bereits auf Ebene der Förderrichtlinie / 
Verwaltungsvorschrift Entscheidungen oder Vorkehrungen zur Klimaneutralität getroffen wur-
den, sind diese zu berücksichtigen und die Verfahrensschritte können entsprechend angepasst 

                                                      
4 Gemäß Erwägungsgrund 38 der Verordnung (EU) 2021/1058 sind produktive Investitionen im Rahmen 
der EFRE-Förderung Investitionen in Anlagegüter oder immaterielle Wirtschaftsgüter für Unternehmen, die 
in der Produktion von Waren und Dienstleistungen eingesetzt werden sollen und damit zu Bruttoinvestitionen 
und Beschäftigung beitragen. Im EFRE schließt dies auch produktive Investitionen für die in Art. 5 Abs. 2 
der Verordnung (EU) 2021/1058 genannten Zwecke ein. 
Gemäß Erwägungsgrund 16 der Verordnung (EU) 2021/1056 sind produktive Investitionen im Rahmen 
der JTF-Förderung Investitionen in Anlagekapital oder immaterielle Vermögenswerte von Unternehmen im 
Hinblick auf die Produktion von Waren und Dienstleistungen, die zu Bruttoanlageinvestitionen und zur Be-
schäftigung beitragen. 
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werden. 
(Hinweis: Die Schritte sind in der Reihenfolge angeführt, wie sie im Entscheidungsbaum logisch 
nacheinander angeordnet sind.) 
 
 Phase 1 – Prüfung: zu prüfende Projekte 

(Infrastrukturinvestitionen mit einer erwarteten Lebens-
dauer von mindestens fünf Jahren) 
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1. Erste Sensibilisierung und Bewusst-
seinsbildung des Antragstellers 
 
 

Alle 
mittels Fragenkatalog zum Querschnittsziel 
Nachhaltige Entwicklung (Anlage 1 / Ab-
schnitt A)) 

2. Energieeffizienz an erster Stelle 
 
 

Alle 
siehe Anlage 1 / Abschnitt B  

3. Monetärer Schwellenwert von 1 Mio. 
EUR Investitionsvolumen 

Projekte mit einem Investitionsvolumen bis 
zu 1 Mio. EUR (förderfähige Gesamtkosten 
ohne Personalkosten) sind von der weite-
ren Prüfung zur Klimaneutralität ausgenom-
men 
 

4. Bauen und Sanieren nach Energieeffi-
zienzstandard über den gesetzlichen 
Vorgaben und/oder Betrieb aus-
schließlich mit Erneuerbaren Energien 
 
 

Projekte, die diese Anforderungen erfüllen, 
gelten als mit den Zielen der Klimaneutrali-
tät vereinbar. Die Prüfung der Klimaneutra-
lität ist für sie an dieser Stelle abgeschlos-
sen. 
 
Die übrigen Projekte weiter mit Nr. 5 
 

5. Projektkategorien Projekte, die zu definierten Projektkatego-
rien gehören, sind in der Regel mit vglw. 
geringen CO2e-Emissionen verbunden und 
werden daher vom weiteren Verfahren aus-
genommen (siehe Anlage 2). 
 
Die übrigen Projekte weiter mit Nr. 6  
 

6. Schwellenwert CO2e-Emissionen 
20.000 t/a CO2e (Scope 1, Scope 2 
und Scope 3) 

Projekte, die den Schwellenwert nicht über-
schreiten, sind keiner detaillierten Analyse 
der CO2e-Emissionen gemäß Nr. 7 ff zu 
unterziehen. 
 
Die übrigen Projekte weiter mit Nr. 7 ff. 

  
Phase 2 – detaillierte Analyse: 
 

 

7. Detaillierte Analyse der CO2e-Emissio-
nen (relative Emissionen) 

siehe Abschnitt 3.5 des Prüftools 

8. Monetarisierung der CO2e-Emissionen siehe Abschnitt 3.6 des Prüftools 
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9. Begründung der Kompatibilität des 
Projekts mit den Klimaschutzzielen der 
Europäischen Union bzw. des Frei-
staates Sachsen (Treibhausgasneutra-
lität bis 2045) 
 

siehe Abschnitt 3.7 des Prüftools 

Bearbeitung durch die Bewilligungsstelle 
Prüfung der Plausibilität der Angaben des Antragstellers und Bewertung, ggf. Aufforde-
rung zur Nachbesserung 

 

Abbildung 1 – Stufen des Verfahrens zur Prüfung auf Klimaneutralität (Säule 1) 
 

3.1.2 Phase 1 - Prüfung 
 

1. Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung 
 

Die Sensibilisierung des Antragstellers für die Themen Klimaneutralität und Klimaresilienz ist es-
sentieller und übergeordneter Bestandteil des Verfahrens der Klimaverträglichkeitsprüfung. Die 
Themen stehen dabei in dem Gesamtkontext der Umweltaspekte, die im Rahmen der EFRE/JTF-
Förderung zu beachten sind, insbesondere dem Bereichsübergreifenden Grundsatz „Vermeidung 
erheblicher Beeinträchtigungen“ nach Artikel 9 Verordnung (EU) 2021/1060. Dieser Grundsatz 
umfasst alle relevanten Umweltwirkungen einschließlich der Wirkungen in Bezug auf Klimaschutz 
und Anpassung an den Klimawandel.  
 

Als Instrument zur Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung soll der beigefügte Fragenkatalog 
zum Querschnittsziel Nachhaltige Entwicklung verwendet werden (Anlage 1 / Abschnitt A). Dabei 
werden die verbindlichen Vorgaben der EU-Verordnung zum Grundsatz der Nachhaltigen Ent-
wicklung mit der Klimaverträglichkeitsprüfung kombiniert und tragen gemeinsam zur Bewusst-
seinsbildung bei den Antragstellern bei. Der Fragenkatalog kann bei Bedarf fördergrundlagenspe-
zifisch angepasst werden. 
 

Diese Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung durchlaufen alle Träger von Infrastrukturvorha-
ben im Sinne von Ziff, 2 der Arbeitsanleitung. 
 
 
2. Energieeffizienz an erster Stelle 
 

Das Prinzip Energieeffizienz an erster Stelle hat gemäß Art. 2 Abs. 41 Verordnung (EU) 
2021/1060 eine sehr hohe Priorität. Auf der einen Seite bilden gesetzliche Grundlagen die Basis 
für die Umsetzung des Prinzips. In diesem Kontext ist zu erwarten, dass die eingetretene ener-
giepolitische Situation dazu führt, dass die bestehenden Gesetze hinsichtlich Energieeffizienz 
nachgebessert werden und noch höhere Anforderungen stellen werden. Auf der anderen Seite 
werden die durch die Energiekrise ausgelöste Knappheit der Ressource Energie und die darauf-
hin stark gestiegenen Preise für Energie zur Folge haben, dass jeder Antragsteller sich bei seinem 
Projekt schon aus wirtschaftlichen Gründen intensiv mit dem Thema Energieeffizienz auseinan-
dersetzt. Auf dieser Grundlage wird davon ausgegangen, dass die Projektträger große Anstren-
gungen unternehmen werden, um einen hohen Grad an Energieeffizienz zu erreichen.  
 

Der Antragsteller wird aufgefordert, detailliert zu erläutern, wie er dem Prinzip Energieeffizienz an 
erster Stelle Rechnung trägt (siehe Anlage 1 / Abschnitt B). Es wird empfohlen, dafür die Unter-
stützung einer Energieberatung zu Rate zu ziehen. 
 

Den Punkt „Energieeffizienz an erster Stelle“ durchlaufen alle Träger von Infrastrukturvorhaben 
mit einer erwarteten Lebensdauer von mindestens fünf Jahren im Sinne von Ziff. 2 der Arbeitsan-
leitung. 
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3. Schwellenwert Projektkosten 
 

Es wird ein monetärer Schwellenwert bezüglich der Projektkosten in Höhe von 1 Mio. EUR (för-
derfähige Gesamtkosten ohne Personalkosten) angewandt, um das Verhältnismäßigkeitsprinzip 
umzusetzen und unverhältnismäßigen administrativen Aufwand mit der Ermittlung der Treibhaus-
gas (THG)-Emissionen zu vermeiden.  
 

Dabei wird zum einen begründet davon ausgegangen, dass das Investitionsvolumen der Projekte 
grundsätzlich mit dem Schadenspotenzial in Bezug auf die Klimaziele korreliert. Zum anderen 
stellt die Festlegung eines monetären Schwellenwertes sicher, dass der Aufwand zur Durchfüh-
rung des Prüfverfahrens und zur Umsetzung von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen im 
Verhältnis zur Höhe der geförderten Gesamtausgaben angemessen bleibt.5  
 

Besteht das Vorhaben aus mehreren Teilprojekten mit separater Bewilligung (z. B. Gebäude und 
Investitionen in die Ausrüstung), gilt der Schwellenwert je bewilligtem Teilprojekt. Grundlage bil-
den die förderfähigen Gesamtkosten exklusive Personalkosten. 
 
 
4. Bauen nach Energieeffizienzstandards über den gesetzlichen Vorgaben und/oder 

ausschließlicher Betrieb mit Erneuerbaren Energien  
 

a) Bauen nach Energieeffizienzstandards über den gesetzlichen Vorgaben 
Projekte, die schwerpunktmäßig Maßnahmen an Gebäuden umfassen und die Energieeffizienz-
standards einhalten, die über den gesetzlich vorgeschriebenen Standard hinausgehen, werden 
von der detaillierten Prüfung ausgenommen. Für Neubauten ist dies derzeit das Effizienzhaus/-
gebäude 40, für energetische Sanierungen das Effizienzhaus/-gebäude 55.6 Das Hinausgehen 
über den derzeitigen Standard bestätigt zugleich nochmals die Einhaltung des Prinzips „Energie-
effizienz an erster Stelle“. Die Gebäude mit diesen Effizienzstandards haben sehr geringe THG-
Emissionen, sodass sie deutlich unter dem Schwellenwert von 20.000 t CO2e/Jahr liegen.  
 

Eine Dokumentation zu dem Prüfschritt „Energieeffizienz an erster Stelle“ (Nr. 2) ist in diesem Fall 
nicht erforderlich. 
 

b) Betrieb der Infrastruktur ausschließlich auf Basis Erneuerbarer Energien 
Wird eine Infrastruktur ausschließlich auf Basis von Erneuerbaren Energien betrieben, ist eine 
detaillierte Betrachtung des Projekts nicht notwendig, da die vermiedenen Emissionen die verur-
sachten THG-Emissionen bei weitem überwiegen. Vorausgesetzt, dass das Prinzip „Energieeffi-
zienz an erster Stelle“ beachtet wurde, ist mit dem ausschließlichen Betrieb einer Infrastruktur auf 
Basis Erneuerbarer Energien ein hohes Maß an Klimaschutz sichergestellt, was sich nur noch 
durch weiterführende Suffizienzmaßnahmen steigern ließe. Eine zusätzliche Belastung des Pla-
nungsprozesses durch eine detaillierte Prüfung erscheint vor diesem Hintergrund unverhältnis-
mäßig. 

 

Prüf- und Entscheidungsebene 
Projekte, die mindestens eine der Anforderungen erfüllen, gelten als mit den Zielen der Klimaneut-
ralität verträglich und müssen daher keiner weiteren Prüfung auf Vereinbarkeit mit den Zielen der 
Klimaneutralität unterzogen werden. Die Prüfschritte 5 und 6 sowie die Phase 2 (detaillierte Ana-
lyse) entfallen damit. 
 
Werden Vorgaben zu a) und/oder b) auf Ebene der Förderrichtlinie / Verwaltungsvorschrift getrof-
fen, so wird die Einhaltung der Vorgaben im Rahmen der Antragsprüfung überprüft. Einer weiteren 

                                                      
5 Der Schwellenwert wurde von der AG Klimaverträglichkeitsprüfung aus den DNSH-Gutachten von fünf 
Ländern abgeleitet und im Eckpunktepapier zur Klimaverträglichkeitsprüfung näher ausgeführt. 
6 https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Bundesförderung-für-effiziente-Gebäude/  

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Bundesf%C3%B6rderung-f%C3%BCr-effiziente-Geb%C3%A4ude/
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Prüfung des Projekts im Rahmen der Säule Klimaneutralität der Klimaverträglichkeitsprüfung be-
darf es dann nicht mehr. 

 
5. Projektkategorien 
 

Die Technischen Leitlinien 2021 - 2027 nehmen eine Einstufung der Projektkategorien vor (Ta-
belle 2 der Technischen Leitlinien 2021 - 2027), inwieweit eine vertiefte Prüfung auf Klimaneutra-
lität durchzuführen ist. Da diese Tabelle nicht alle für die EFRE- und JTF-Förderung relevanten 
Projektkategorien umfasst, wurde von der AG Klimaverträglichkeitsprüfung Tabelle 4 (Wirt-
schaftszweige) von Anhang 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 hinzugezogen. Ferner wurden 
weitere Projektkategorien auf der Grundlage der EFRE- und JTF-Programme von Deutschland 
und Österreich identifiziert und berücksichtigt. 
 

Bei der Bewertung der Projektkategorien durch die AG Klimaverträglichkeitsprüfung hinsichtlich 
der Notwendigkeit einer vertieften Prüfung lagen folgende Grundsätze zugrunde: 

- Die Bewertung der Projektkategorien entspricht grundsätzlich der Bewertung in Tabelle 
2 der Technischen Leitlinien 2021 - 2027. 

- Neue Projektkategorien wurden von Experten auf ihr THG-Potential überprüft und bewer-
tet.  

- Soweit eine in Tabelle 2 der Technischen Leitlinien 2021 - 2027 bewertete Projektkate-
gorie von den Experten anders bewertet wurde, wurde die Projektkategorie neu zugeord-
net und dies entsprechend begründet. 

 

Die Bewertung der Projektkategorien ist Anlage 2 zu entnehmen. 
 

Projektkategorien, für die gemäß Anlage 2 die Einstufung getroffen wurde, dass keine Bewertung 
der CO2e-Emissionen erforderlich ist, müssen keiner weiteren Prüfung auf Vereinbarkeit mit den 
Zielen der Klimaneutralität unterzogen werden. Der Prüfschritt 6 sowie die Phase 2 (detaillierte 
Analyse) entfallen damit. 
 
 
6. Schwellenwert CO2e-Emissionen – Ermittlung der absoluten THG-Emissionen 
 

Die Technischen Leitlinien 2021 - 2027 legen in Kapitel 3.2.2.2 den Schwellenwert von 20.000 t/a 
CO2e-Emissionen fest. Infrastrukturprojekte mit absoluten und/oder relativen Emissionen von 
über 20.000 t/a CO2e (positiv oder negativ) müssen sowohl Phase 1 (Prüfung) als auch Phase 2 
(detaillierte Analyse) des Verfahrens zur Sicherung der Klimaverträglichkeit durchlaufen. 
 

Auf dieser Grundlage wird der Schwellenwert von 20.000 t/a CO2e-Emissionen (positiv oder ne-
gativ) für die Säule 1 Klimaneutralität festgelegt, bis zu dem keine vertiefte Prüfung auf Klimaneut-
ralität (Phase 2) durchzuführen ist (siehe auch Anlage 3, Tabellenblatt 3). 
 

Für die Ermittlung der CO2e-Emissionen werden die Scopes 1, 2 und 3 herangezogen. Während 
Scope 1 und 2 auf der Grundlage der verbrauchten Energie relativ einfach zu ermitteln sind, ist 
dies für Scope 3 (indirekte Wirkungen durch Produkte, Verfahren etc.) häufig sehr viel schwieri-
ger. Zur Vereinfachung wird daher eine empirisch ermittelte Größe zu Hilfe genommen. Studien 
haben gezeigt, dass Scope 3 im verarbeitenden Gewerbe durchschnittlich rund 80 % der CO2e-
Emissionen ausmacht. Auf dieser Grundlage wird der Schwellenwert auf Scope 1 und 2 bezogen 
und in der Folge auf 4.000 t/a CO2e-Emissionen (20 % von 20.000) festgelegt. Alternativ können 
Scope 1, 2 und 3 abgeschätzt werden. Dann gilt der Schwellenwert von 20.000 t/a CO2e-Emissi-
onen.  
 

In dem zugrunde gelegten Verhältnis von Scope 1 und Scope 2 zu Scope 3 sind in Scope 3 keine 
Downstream-Emissionen enthalten. Diese umfassen insbesondere nachgelagerte Emissionen in 
den Bereichen Transport und Verteilung oder (energieintensive) Nutzung. Sektoren, die davon 
besonders betroffen sind, sind der Automobil- bzw. Transportsektor (inkl. Zulieferer), zum Teil 
Maschinen- und Anlagenbau sowie teilweise der IT-Sektor (Rechenzentren), da in diesen Berei-
chen sehr hohe Downstream-Emissionen bei Scope 3 und damit ein Anteil von Scope 3 von deut-
lich über 80 % an den CO2e-Emissionen insgesamt zu verzeichnen ist. Bei Infrastrukturinvestiti-
onen in diesem Bereich ist grundsätzlich eine Abschätzung von Scope 1 bis 3 einschließlich 
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Downstream-Emissionen vorzunehmen, auch wenn Scope 1 und 2 unter 4.000 t/a CO2e-Emissi-
onen bleiben.  
 

Projekte, die den Schwellenwert von 4.000 t/a (Scope 1 und 2) bzw. 20.000 t/a CO2e-Emissionen 
(Scope 1, 2 und 3) nicht überschreiten, müssen keine detaillierte Analyse der Phase 2 durchlaufen 
Für sie ist die Prüfung der Klimaneutralität an dieser Stelle abgeschlossen. 
 
 
3.1.3 Phase 2 – detaillierte Analyse 
 

Phase 2 der Klimaverträglichkeitsprüfung folgt in der Durchführung den Technischen Leitlinien 
2021 – 2027. Im Prüftool (Anlage 3) finden sich die Bearbeitungsschritte in den Abschnitten 3.5 
bis 3.7 wieder. 
 
 
7. Detaillierte Analyse der CO2e-Emissionen 

 

Die detaillierte Analyse erfolgt in Anlehnung an die Technischen Leitlinien 2021 - 2027 in den 
folgenden Schritten: 

- Ermittlung der absoluten CO2e-Emissionen nach einer geeigneten Methode 
- Ermittlung der relativen CO2e-Emissionen im Verhältnis zu einem Referenzszenario 

ohne Projekt (ggf. qualitative Beschreibung) 
- Monetarisierung der CO2e-Emissionen anhand der Schattenpreise gemäß Technischen 

Leitlinien 2021 - 2027  
Kosten-Nutzen-Analyse des Projekts und Prüfung von möglichen Alternativen  

- Erläuterungen zu Änderungen in der Projektplanung 
unterstützt durch Leitfragen  

 
 
8. Monetarisierung der CO2e-Emissionen 
 

CO2-Schattenpreise für Treibhausgasemissionen und -reduktionen in EUR/Tonne CO2e, Preise 
2016 (Tabelle 5 der Technischen Leitlinien 2021 - 2027): 
 

Jahr 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 

EUR/ 
Tonne CO2e 

80 165 250 390 525 660 800 

 
 

Bei der Monetarisierung der CO2e-Emissionen können auch die Schattenpreise aus nationalen 
Regelungen angewendet werden, soweit diese höher sind als die Schattenpreise gemäß Tabelle 
5 der Technischen Leitlinien 2021 - 2027. 
 
 
9. Begründung der Kompatibilität des Projekts mit den Klimaschutzzielen der Europäi-

schen Union bzw. des Freistaates Sachsen 
 

Der Antragsteller muss begründen, dass die THG-Emissionen des Projekts in einer Weise be-
grenzt werden, die im Einklang steht mit den EU-Zielvorgaben (Treibhausgasneutralität bis 2050) 
bzw. den Zielvorgaben des Freistaates Sachsen (Treibhausgasneutralität bis 2045). Es muss 
nachvollziehbar dokumentiert sein, dass das Projekt diesbezüglich über einen glaubwürdigen 
Pfad verfügt und mit den Zielvorgaben zur Reduktion der THG-Emissionen vereinbar ist. 
 

Das Ziel der Klimaneutralität unterstützen nachfolgende Zielstellungen des Energie- und Klima-
programms Sachsen 20217 mit Bezug auf Klimaschutz und Klimaneutralität: 
 

- Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien,  
                                                      
7 Energie- und Klimaprogramm Sachsen 2021; Redaktionsschluss: 01.06.2021; https://publikationen.sach-
sen.de/bdb/artikel/37830. 
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- Ausbau des Anteils erneuerbarer Energien an der Wärme- und Kälteversorgung (inkl. in 
Industrieprozessen), 

- Ausbau intelligenter Energiesysteme, Netze und Speichersysteme auf lokaler Ebene, 
- Ausbau energieeffizienter und ressourcenschonender Produktionsweisen in Industrie 

und Gewerbe, 
- Senkung der Energieverbräuche in kommunalen Liegenschaften, 
- Ausbau alternativer und nachhaltiger Wärmeversorgung in Kommunen, 
- Erhöhung der energetischen Gebäudesanierungsrate, 
- Ausbau der Kapazitäten zur Erzeugung synthetischer Kraftstoffe, 
- Ausbau effizienter, CO2e-armer Versorgungsstrukturen in Quartieren, 
- Ausbau einer Wasserstoff-Infrastruktur inkl. Produktion von (grünem) Wasserstoff, 
- Ausbau der Kreislaufwirtschaft im Sinne der mehrfachen, stufenweisen stofflichen Nut-

zung sowie der Rückführung von Reststoffen in den Kreislauf, 
- Nutzung nachhaltiger Baustoffe und recycelter und wiederverwendbarer Materialien, 
- Ausbau der energetischen Nutzung landwirtschaftlicher Rest- und Abfallstoffe und nach-

wachsender Rohstoffe. 
 
 
3.1.4 Prüfung und Bewertung durch die Bewilligungsstelle 
 

Die Bewilligungsstelle prüft die vom Antragsteller befüllten Unterlagen und das Ergebnis seiner 
Analyse (Phase 1 und ggf. Phase 2) auf Plausibilität. Bei Unstimmigkeiten erfolgt eine vertiefte 
Prüfung. Die Unterlagen zur Phase 1 und ggf. Phase 2 sind Bestandteil des Förderantrags. 
 

Die Bewilligungsstelle bewertet das Ergebnis der Analyse des Antragstellers im Hinblick auf die 
Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Zielen der Klimaneutralität der EU bzw. des Freistaates 
Sachsen und damit die Förderfähigkeit des Projekts. Sie verlangt ggf. Nachbesserungen vom 
Antragsteller. 
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3.2 Säule 2: Anpassung an den Klimawandel / Klimaresilienz 
 
3.2.1 Konzept 
 

In der zweiten Säule der Klimaverträglichkeitsprüfung wird das Projekt auf Klimaresilienz über-
prüft. Dabei geht es um die Widerstandsfähigkeit des Projekts gegen extreme Wetter- und Klima-
auswirkungen, die im Rahmen des Klimawandels zu erwarten sind.8  
 

Darüber hinaus soll der Antragsteller mit einer Prüfung auf Klimaresilienz für die Klimaauswirkun-
gen und Klimagefahren an seinem spezifischen Standort auf der Grundlage spezifischer Szena-
rien sensibilisiert werden und das Bewusstsein für Anpassungsbedarfe geschaffen werden. 
 

Auf der Basis der Technischen Leitlinien 2021 - 2027 und der Leitlinien des Umweltbundesamtes 
„How to perform a robust climate risk and vulnerability assessment for EU taxonomy reporting?“ 
(nachfolgend: UBA-Leitlinien9) wurden von der AG Klimaverträglichkeitsprüfung vier Klimagefah-
ren als die wesentlichen Klimagefahren für EFRE- und JTF-Infrastrukturinvestitionen identifiziert, 
die im Rahmen der Prüfung behandelt werden müssen: 
 

1. Starkregen, Überschwemmung 
2. Hitze 
3. Dürre 
4. Sturm 

 
 
3.2.2 Ausnahmen von der Überprüfung der Klimaresilienz 

 
1. Schwellenwert Projektkosten 
 

Analog zur Säule Klimaneutralität wird für die Säule Klimaresilienz ein monetärer Schwellenwert 
der Projektkosten eingeführt, um auch hier das Verhältnismäßigkeitsprinzip umzusetzen und un-
verhältnismäßigen administrativen Aufwand mit der Ermittlung der Klimaresilienz des Projekts zu 
vermeiden. Dabei wird begründet davon ausgegangen, dass das Investitionsvolumen der Pro-
jekte grundsätzlich mit dem Schadenspotenzial in Bezug auf die Klimaziele korreliert.  
 
Der Schwellenwert wird analog zur Säule Klimaneutralität für die Säule Klimaresilienz auf 1 Mio. 
EUR je Projekt (förderfähige Gesamtkosten ohne Personalkosten) festgelegt. Besteht ein Vorha-
ben aus mehreren Teilprojekten mit separater Bewilligung, so gilt der Schwellenwert je bewillig-
tem Teilprojekt. Im Übrigen wird auf die Ausführungen unter Nr. 3.1.2 verwiesen. 
  

Unterschreitet ein Projekt den Schwellenwert, wird eine Maßnahme zur Bewusstseinsbildung ge-
mäß dem Fragenkatalog der Anlage 1 / Abschnitt C durchgeführt. Der Fragenkatalog kann bei 
Bedarf fördergrundlagenspezifisch angepasst werden. 
 

Für die Prüfung von Projekten gleich bzw. oberhalb des Schwellenwertes ist das Prüftool gemäß 
Anlage 3 heranzuziehen (siehe die dortigen Tabellenblätter 4 und 4.1 bis 4.4).  
 

Eine Maßnahme zur Bewusstseinsbildung bzw. eine Prüfung gemäß Prüftool ist nicht erforderlich 
bei Projekten, die unter eine der Projektkategorien nach Nr. 2 fallen. 

 
  

                                                      
8 Grundsätzlich bilden die gesetzlichen Grundlagen die Basis für die Klimaresilienz der Infrastrukturinvestiti-
onen und gewährleisten diese. In Deutschland sind dies das Planungsrecht und das Baurecht und als Be-
standteil von Letzterem das Bauordnungsrecht. 
9https://www.umweltbundesamt.de/dokument/recommendations-how-to-perform-a-robust-climate 

https://www.umweltbundesamt.de/dokument/recommendations-how-to-perform-a-robust-climate
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2. Projektkategorien 
 

Für die Prüfung, ob Projekte auf Klimaresilienz ausgerichtet sind oder keine bis geringe Relevanz 
in Bezug auf Klimaresilienz haben, kann die konkrete Projektkategorie, deren Klimaresilienzrele-
vanz von Experten im Rahmen der AG Klimaverträglichkeitsprüfung eingeschätzt wurde, heran-
gezogen werden. 
 

Projekte, die unmittelbar auf Klimaresilienz ausgerichtet sind, sind von einer Bewusstseinsbildung 
oder gesonderten Überprüfung auf Klimaresilienz ausgenommen. Des Weiteren sind Projekte von 
der Bewusstseinsbildung oder Überprüfung auf Klimaresilienz ausgenommen, die keine bzw. eine 
geringe Relevanz hinsichtlich Klimaresilienz entfalten. Die betreffenden Projektkategorien sind in 
Anlage 2 ausgewiesen. 

 
3.2.3 Bewertung der Gefährdungslage, der Sensitivität und der Klimarisiken unter Berück-
sichtigung von Anpassungsmaßnahmen 
 

Sofern das Projekt den Schwellenwert nach Nr. 1 erreicht oder überschreitet und nicht unter eine 
der Projektkategorien nach Nr. 2 fällt, ist eine Bewertung der Gefährdungslage, der Sensitivität 
und der Klimarisiken unter Berücksichtigung von Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen. 
 

Im Rahmen der Prüfung und Bewertung der Infrastrukturinvestitionen auf Klimaresilienz in Bezug 
auf die vier Klimagefahren Starkregen/Überschwemmung, Hitze, Dürre, Sturm geht es darum,  

- die Gefährdungslage zu erkennen, 
- die Sensitivität der Infrastrukturinvestition gegenüber den vier Klimagefahren zu be-

werten,  
- die Klimarisiken aus Gefährdungslage und Sensitivität abzuschätzen sowie  
- entsprechende Anpassungsmaßnahmen abzuleiten. 

 
Zunächst hat der Antragsteller anhand des Standorts des geplanten Projekts die Gefährdungs-
lage gegenüber jeder einzelnen der vier Klimagefahren abzuschätzen; er wird dadurch für die 
möglichen, zu erwartenden klimatischen Entwicklungen sensibilisiert. Hierfür sollen relevante In-
formationsquellen (Gefahrenkarten, Szenarien, lokale Auswertungen etc.) herangezogen werden.  
 

Im Hinblick auf die Sensitivität der Infrastrukturinvestition werden dem Antragsteller spezifische 
Fragen zur Beantwortung vorgelegt, um eine Grundlage für die Bewertung der Sensitivität zu 
schaffen. 
 

Aus Gefährdungslage und Sensitivität ergeben sich die Klimarisiken. 
 

Die von dem Antragsteller vorgesehenen Anpassungsmaßnahmen zeigen auf, inwieweit etwaige 
Klimarisiken beim geplanten Projekt vermindert werden können. Hierbei kommen insbesondere 
Maßnahmen des klimaresilienten und ressourcenschonenden Bauens zum Tragen, wie z. B. 
Dach- oder Fassadenbegrünung, Fassadenhinterlüftung, Sonnenschutzverglasung oder wasser-
durchlässige Ausführung von Wegen und Stellplätzen.  
 

Die betreffenden Arbeitsschritte sind im Prüftool (Anlage 3) in den Tabellenblättern 4.1 bis 4.4 
enthalten. 
 
 
3.2.4 Prüfung und Bewertung durch die Bewilligungsstelle 
 

Die Bewilligungsstelle prüft die vom Antragsteller befüllten Unterlagen und das Ergebnis seiner 
Analyse auf Plausibilität. Bei Unstimmigkeiten erfolgt eine vertiefte Prüfung. Die Unterlagen zur 
Bewusstseinsbildung (Nr. 1) oder Bewertung der Klimaresilienz (Nr. 3.2.3) sind Bestandteil des 
Förderantrags. 
 

Die Bewilligungsstelle bewertet das Ergebnis der Analyse des Antragstellers im Hinblick auf die 
Klimaresilienz des Vorhabens und damit die Förderfähigkeit des Projekts. Sie verlangt ggf. Nach-
besserungen vom Antragsteller. 
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